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Bestellungen in der Kreisheimatpflege 

 

Herr Roland Heinlein, Frau Cornelia Mence und Herr Christian Neugebauer wurden 

durch den Kreistag des Landkreises Bad Kissingen zur Kreisheimatpflegerin bzw. zu 

Kreisheimatpflegern bestellt. Die Zustimmung zu dieser Bestellung seitens der  

anzuhörenden Stellen lag vor. Die Bestellung gilt vom 01.05.2024 – 30.04.2029. 
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Vollzug des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG); 

Landschaftspflegemaßnahmen zur Bekämpfung der Lupine 

im Naturschutzgebiet „Schwarze Berge“  

und FFH-Gebiet „Bayerische Hohe Rhön“ 

 

Zur Erhaltung der artenreichen Bergwiesen in der Rhön ist eine Bekämpfung der Lupine 

erforderlich. Es sollen hierzu im Jahr 2024 von April bis Oktober auf ausgewählten 

Hochflächen der Gemarkungen Waldfensterer Forst, Salzforst, Platz, Geroda, Gefäll, 

Oberriedenberg, Oberbach, Stangenroth und Wildflecken an Wegrändern, Wiesen,  

sowie auf Brachflächen, Lupinen gezielt entfernt werden. Die Maßnahmen werden  

innerhalb der Schutzgebiete flächig auf allen Standorten durchgeführt, auf denen  

Lupinen stehen. 

 

Die Maßnahme erfolgt auf Veranlassung der Unteren Naturschutzbehörde des  

Landratsamtes Bad Kissingen.  

 

Für die Grundstückseigentümer entstehen bei Durchführung der Maßnahme keine  

Kosten.  

 

Falls Bedenken von Seiten der Grundstückseigentümer oder der Bewirtschafter  

bestehen, sowie für Rückfragen, wenden Sie sich bitte an: 

 

Landratsamt Bad Kissingen 

Untere Naturschutzbehörde 

Herrn Matthias Franz 

Tel. 0971/801-4085 
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Allgemeinverfügung;  

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der  

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 1)  

des Landkreises Bad Kissingen  

über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich Ermäßigungsticket 

als Höchsttarif im Kalenderjahr 2024 

 

Hintergrund 

 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich eingeführte 

Deutschlandticket als digitales und deutschlandweit gültiges Angebot für den öffent-

lichen Personennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 2023 hinaus fortzuführen. Das  

bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfachen 

und günstigen Angebot die Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen  

attraktiven ÖPNV dar. Aufgrund der beim Erlass der allgemeinen Vorschrift noch  

ausstehenden bundesweiten Entscheidungen zur Ausgestaltung des Deutschland- 

tickets im Jahr 2024 war entsprechend einem bundesweit abgestimmten Vorgehen die 

Umsetzung des Deutschlandtickets im Kalenderjahr 2024 nahezu flächendeckend  

zunächst bis zum 30. April 2024 vorgenommen worden. Die Verkehrsministerkonferenz 

hat mit Beschluss vom 22. Januar 2024 festgestellt, dass unter der Annahme der in 

der Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs mit Herrn Bundeskanzler 

vom 6. November 2023 beschlossenen Übertragung der Finanzierungsmittel aus dem 

Kalenderjahr 2023 die von Bund und Ländern zur Verfügung gestellten Mittel auch 

ohne eine Anhebung des Deutschlandticketpreises im Kalenderjahr 2024 ausreichen 

werden. 

 

Mit der vergünstigten Version des Deutschlandtickets für Auszubildende, Studierende 

und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) wurde im Freistaat Bayern für 

diese Bevölkerungsgruppen ein attraktives tarifliches Angebot geschaffen. Das  

Ermäßigungsticket ist 20,00 Euro gegenüber dem regulären Deutschlandticket  

reduziert. Diese weitergehende preisliche Reduktion wird vom Freistaat Bayern  

getragen. 

 

Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des 

Deutschlandtickets einschließlich des Ermäßigungstickets im Verhältnis zu den  

Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder  

allgemeiner Vorschriften zu regeln. 

 

Die Städte Schweinfurt und Würzburg sowie die Landkreise Bad Kissingen, Haßberge, 

Kitzingen, Main-Spessart, Rhön-Grabfeld und Schweinfurt sowie das Kommunal- 

unternehmen des Landkreises Würzburg haben zum 1. Januar 2018 die Nahverkehr 

Mainfranken GmbH (NVM) gegründet. Ziel ist die Erweiterung des bestehenden  

Verkehrsverbundes Mainfranken (VVM) um die Region Main-Rhön. Die Zuständigkeit 

für die Vergabe von öffentlichen Dienstleistungsaufträgen und den Erlass allgemeiner 

Vorschriften für den allgemeinen ÖPNV liegt aktuell bei den jeweiligen Aufgabenträgern 

des allgemeinen ÖPNV. Die Zuständigkeit für die Vergabe von öffentlichen Dienst- 

leistungsaufträgen und den Erlass allgemeiner Vorschriften im SPNV liegt beim  

                                    
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße 

und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des 

Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN 

PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienen- 

personenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 

https://wuerzburgwiki.de/wiki/1._Januar
https://wuerzburgwiki.de/wiki/2018
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Freistaat Bayern, der sich hierfür teilweise der Bayerischen Eisenbahngesellschaft 

(BEG) bedient. Für den SPNV hat der Freistaat Bayern eine allgemeine Vorschrift zur 

Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif erlassen. Die Aufgabenträger des 

NVM haben abgestimmt, im Grundsatz jeweils gleichlautende allgemeine Vorschriften 

zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen ÖPNV zu  

erlassen, um einheitliche Vorgaben innerhalb des NVM einschließlich der Gebiete der 

vorgesehenen Verbundraumerweiterung zu gewährleisten. 

 

Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem Zuständig-

keitsgebiet zum 1. Januar 2024 sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu 

gewährleisten, erlässt der Landkreis Bad Kissingen als Aufgabenträger für den  

Öffentlichen Nahverkehr eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die allgemeine 

Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im  

Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Bad Kissingen tätigen Verkehrsunternehmen des 

allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Gegenzug einen 

Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die 

Richtlinien des Freistaates Bayern zur Umsetzung der Vorgaben der Muster-Richtlinien 

Deutschlandticket 2024 (im Folgenden: Richtlinien Bayern 2024, Anlage 2). Hierdurch 

werden die Vorgaben zum Deutschlandticket bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des 

Landkreises Bad Kissingen im Kalenderjahr 2024 umgesetzt. Die hiesige allgemeine 

Vorschrift gilt für das gesamte Kalenderjahr 2024 und ersetzt somit die entsprechend 

dem oben genannten bundesweit abgestimmten Vorgehen zunächst befristet bis zum 

30. April 2024 vom Landratsamt Bad Kissingen erlassene allgemeine Vorschrift vom 

13.12.2023 (Amtsblatt Nr. 26 vom 22.12.2023). 

 

Allgemeinverfügung 

 

1. Rechtsgrundlagen 

 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personen- 

beförderungsgesetzes (PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 3 des Gesetzes über den  

öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG in der zum 1. Januar 2024 

geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l)  

der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt das Landratsamt Bad Kissingen die  

nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als  

Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV)  

und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im  

Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket im 

Kalenderjahr 2024. 

 

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  

 

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift 

(dazu Nr. 2.4) öffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV  

erbringen, sind verpflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift 

(dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisie-

rungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend 

Nr. 2.2 anzuerkennen (im Folgenden Tarifanerkennung oder Tarifanerkennungs-

pflicht).  

 

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beförderung von  

Fahrgästen mit einem gültigen Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich 

geltenden Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmungen Deutschlandticket in 

der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungs-

rat.html), ohne dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die  

Anerkennung des Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrsunternehmen nicht 

https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html
https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html
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zum Vertrieb; soweit vorhanden gelten diesbezüglich die entsprechenden  

Regelungen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zwischen dem  

Verkehrsunternehmen und der jeweils zuständigen Behörde (gemeinwirtschaft- 

liche Verkehre, dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind im Zusammenhang 

mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt und verpflichtet, 

an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket 

(vergleiche Beschlussfassung für ein bundesweites Clearingverfahren zur  

Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des Leipziger 

Modellansatzes in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/ko-

ordinierungsrat.html)) teilzunehmen. Entsprechend sind die hierfür erforderlichen 

Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu 

machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzuge-

ben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem Deutschlandticket kein 

Nachteilsausgleich in Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-Einnah-

mewert 2024 übersteigende Betrag entsprechend den Vorgaben eines unter  

Beteiligung der Betroffenen festzulegenden Systems zu verteilen. Konkretisierun-

gen und ausführende Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz und der  

Einnahmeaufteilung sind entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen 

sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarif- 

anerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket 

selbst zu stellen oder bei entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und 

keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem möglichen und  

erforderlichen Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des  

Deutschlandtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets  

entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch  

unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit  

abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind einzuhalten.  

 

2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die  

Beförderung von Studierenden, Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden 

mit einem gültigen ermäßigten Deutschlandticket (Ermäßigungsticket) gemäß  

Anlage 1. Die Verkehrsunternehmen sind im Hinblick auf die Anerkennung des 

Ermäßigungstickets zudem berechtigt und verpflichtet, bei der bundesweiten  

Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermäßigungsticket ist bei der 

bundesweiten Einnahmeaufteilung mit dem regulären Preis des Deutschlandtickets 

ohne die ergänzende Ermäßigung in Bayern anzusetzen.  

 

2.4 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf 

das gesamte Gebiet, für das der Landkreis Bad Kissingen, unter Berücksichtigung 

von bestehenden Regelungen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit  

benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis als zuständige Behörde im 

Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den 

allgemeinen ÖPNV innehat.  

 

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss 

von Umsetzungsvereinbarungen 

 

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personen-

verkehr auf Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden  

(gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses  

öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Ergänzungen oder 

Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser allgemeinen  

Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie 

der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur  

Anerkennung des Deutschlandtickets enthält; im Übrigen ergibt sich die Tarifan-

erkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden Ausgleichsleistungen 

aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im  

Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der  

https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html
https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html
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erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen  

öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der  

Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

 

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, 

können zur Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich,  

Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und 

dem Aufgabenträger abgeschlossen werden. In der Umsetzungsvereinbarung 

kann insbesondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der 

Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt werden. 

Die Umsetzungsvereinbarung begründet keine eigenständigen Tarifanerkennungs-

pflichten oder Ausgleichsansprüche.  

 

4. Ausgleichsleistungen 

 

4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift  

Anspruch auf Ausgleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des 

Deutschlandtickets entstehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile 

ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situation mit Anerkennung 

des Deutschlandtickets (Mit-Fall) und der Situation mit Anwendung der bis dahin 

geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils 

verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die 

nachfolgenden Grundsätze zu beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im  

Rahmen des jeweils zugrunde liegenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder 

einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundsätzen zu regeln. 

 

In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die  

Nrn. 4.3.1 bis 4.3.4 der Richtlinien Bayern 2024 (Anlage 2).  

 

Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte in den 

Monaten Januar 2019 bis Dezember 2019 ermittelt werden können, ist zur 

Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung von entsprechen-

den Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren 

bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese Prognosedaten  

müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit 

dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren 

validiert werden. Eine Fortschreibung der hochgerechneten Fahrgeldein- 

nahmen im Verhältnis zu der Veränderung der Betriebsleistungen im  

Kalenderjahr 2024 gegenüber dem Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019 

nach Nr. 4.3.1.1 Satz 8 der Richtlinien Bayern 2024 erfolgt nicht, soweit bei 

der Ermittlung der Soll-Einnahmen die Betriebsleistungsveränderung durch die 

Nutzung von entsprechenden Ist-Daten aus dem Referenzzeitraum des Jahres 

2022 oder Prognosedaten bereits berücksichtigt ist.  

 

Dies gilt gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket zum Deutschland- 

ticket; dieses ist im ersten Schritt bei der Ermittlung der Höhe der Ausgleichs-

leistungen wie das reguläre Deutschlandticket zu berücksichtigen. Im zweiten 

Schritt ist eine gesonderte Darstellung der Höhe der zusätzlichen Ausgleichs-

leistungen für die Ermäßigungstickets nach Maßgabe von Nr. 4.1.4  

erforderlich. 

 

Bezüglich der pauschalen Abgeltung der Umsetzungskosten durch entstandene 

Vertriebsmehrkosten gemäß Nr. 4.3.4 der Richtlinien Bayern gilt: Diese  

Pauschale steht vollumfänglich der Person zu, die den Vertrieb verantwortet 

und somit entsprechende Mehraufwendungen hat. Sofern dies beim Verkehrs-

unternehmen der Fall ist, sind entsprechende Nachweise zu führen, dass die 

Voraussetzungen im Sinne von Nr. 4.3.4 der Richtlinien Bayern 2024 innerhalb 

des Unternehmens erfüllt sind. Sofern der Aufgabenträger den Vertrieb der 
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Deutschlandtickets finanziell verantwortet, steht die pauschale Abgeltung dem 

Aufgabenträger zu. 

 

4.1.1 Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis einschließlich des Jahres 2023  

gewährten Ausgleichsleistungen auf Grundlage des § 45a PBefG war zur  

Vermeidung von Verwerfungen im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung des 

Deutschlandtickets eine entsprechende Erklärung zum Verfahren der Berechnung 

der Ausgleichsleistungen erforderlich.  

 

Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz vom 24. Juli 2023 angepasst. Der Ausgleich 

nach § 45a PBefG wird durch eine landesgesetzliche Regelung ersetzt.  

Verkehrsunternehmen erhalten für Linienverkehre mit einer Genehmigung,  

deren Laufzeit bis spätestens zum 30. September 2024 beginnt, während der 

gesamten Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach dieser allgemeinen 

Vorschrift. Für Linienverkehre mit einer Genehmigung, deren Laufzeit zwischen 

dem 1. Oktober 2024 und dem 31. Dezember 2024 beginnt, erhalten sie diese 

Leistungen längstens bis zum 31. Juli 2033. Hiervon ausgenommen sind  

eigenwirtschaftliche Genehmigungen, die sich in Bezug auf eine Vorabbekannt-

machung, die innerhalb des Kalenderjahres 2023 veröffentlicht wurde,  

durchgesetzt haben. Die Laufzeit dieser Genehmigungen kann auch nach dem 

31. Dezember 2024 beginnen; Verkehrsunternehmen erhalten in diesem Fall 

während der gesamten Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach dieser 

allgemeinen Vorschrift. 

 

Diese allgemeine Vorschrift umfasst insoweit mit Inkrafttreten der Gesetzes-

änderung am 1. Januar 2024 auch die Ausgleichsleistungen in der Höhe des 

Betrages, der sich bei entsprechender Anwendung des Verfahrens zur  

Berechnung nach Satz 1 ergibt. Der Ausgleichsanspruch des Unternehmers 

endet mit Ablauf der Liniengenehmigungen. Der Ausgleich wird bei  

Änderungen des Angebots entsprechend wertanteilig angepasst. Die zum  

Ausgleich der weggefallenen Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG  

gewährten Beträge sind gesondert auszuweisen. Näheres hierzu regelt  

Nr. 5.5.3. 

 

Die Höhe der zum Ausgleich der weggefallenen Ausgleichsleistungen nach 

§ 45a PBefG gewährten Beträge wird dabei pauschaliert auf der Grundlage der 

Ausgleichshöhe im Jahr 2019 ermittelt und ersetzt diese Ausgleichsleistungen. 

Auf Basis einer ersten Prognose einer linien- bzw. linienbündelscharfen  

Zuordnung der § 45a PBefG-Ausgleichsleistungen aus dem Jahr 2019  

beantragt der Auftragnehmer über das DTBY-Portal2 bei dem Auftraggeber bis 

zum 1. März 2024 eine Vorauszahlung von 50 Prozent der Ausgleichs- 

leistungen für das Jahr 2024. Diese Zuordnung erfolgt entsprechend dem in 

Anlage 3 beschriebenen Verfahren. Bis zum 1. September 2024 erfolgt die 

Berechnung der linien- bzw. linienbündelscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-

Ausgleichsleistungen im Jahr 2019 durch den Auftragnehmer und beantragt 

auf dieser Grundlage die zweite Vorauszahlung in Höhe von 50%.  

 

Im Fall wesentlicher Änderungen im Linienangebot oder neuer Verkehre im 

Zeitraum von 2020 bis 2022 beantragt der Auftragnehmer die Voraus- 

zahlungen auf Grundlage der im Jahr 2022 beschiedenen Ausgleichshöhe. 

Hierfür stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine valide und  

nachvollziehbare Berechnung als Grundlage zur Verfügung. Der Auftraggeber 

prüft diese Berechnung zusammen mit der zuständigen Regierung, insbeson-

dere unter Rückgriff auf die Zahl der Auszubildenden und Schülerinnen und 

Schüler. 

                                    
2 DTBY-Portal: Portal des Freistaates Bayern zum Vollzug der Abrechnung des Deutsch-

landtickets; erreichbar unter https://dtby.intraplan.de/ 

https://dtby.intraplan.de/
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Für wesentliche Änderungen im Linienangebot sowie neue Verkehre in den 

Jahren 2023 oder 2024 bildet eine valide und nachvollziehbare, vom  

Aufgabenträger und der Regierung geprüfte und bestätigte Berechnung des 

Unternehmens die Grundlage des Ausgleichs. Diese greift insbesondere auf die 

Zahl der Schülerinnen und Schüler im Rahmen der Bestandssicherung zurück.  

 

Werden während der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift wesentliche  

Veränderungen des Linienangebotes festgestellt, werden die pauschalierten 

Ausgleichsleistungen wertanteilig angepasst. Die Höhe der Ausgleichs- 

leistungen verringert sich bei Auslaufen einzelner Liniengenehmigungen  

entsprechend den Wertanteilen der jeweiligen Linien.  

 

Einzelheiten regelt Anlage 3 zu dieser allgemeinen Vorschrift. 

 

Wesentliche Änderungen werden in der nächsten Auszahlung berücksichtigt. 

Erforderlichenfalls erfolgt nach Ende der Genehmigungslaufzeit oder der  

Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift eine Korrektur; die Regelungen nach 

Nr. 4.3.4 finden entsprechend Anwendung. 

 

4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben  

unberührt. Dies gilt insbesondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach 

den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermaßen auch für weitere bestehende  

Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des Landkreises Bad 

Kissingen (Schüler-Bus-Flatrate) oder Dritter, die für das Verkehrsunternehmen 

Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen nebeneinander, 

insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschrif-

ten, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht 

mehrfach gewährt werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür 

gewährten Ausgleichsleistungen im Rahmen der Nachweisführung (dazu Nr. 5)  

jeweils getrennt und nachvollziehbar darzustellen. 

 

4.1.3 Der Landkreis Bad Kissingen kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und  

Ausgleichsregelungen treffen. 

 

4.1.4 Entsprechend Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2024 ergibt sich die Höhe der  

Ausgleichsleistungen für die ergänzende Ermäßigung des Ermäßigungstickets aus 

der Differenz zwischen den nach Nr. 4.3.1.2 Satz 3 der Richtlinien Bayern 2024 

anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen aus 

dem Verkauf der Ermäßigungstickets.  

 

4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben  

unberührt.  

 

4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach 

begrenzt auf den finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2,  

Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit dem Anhang der  

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

 

4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen 

Vorschrift entspricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der 

Summe aller (positiven und negativen) Auswirkungen aus der Erfüllung der  

Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das 

Deutschlandticket. Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit eine 

Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen vorzunehmen. Bei 

den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz 

des Mit-Falls und des Ohne-Falls entsprechend Nr. 4.1. Weitergehende Auswirkun-

gen auf die Einnahmen können berücksichtigt werden, soweit diese im Einzelfall 
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nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten sich  

ebenfalls nach Nr. 4.1. 

 

4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei 

gemeinwirtschaftlichen Verkehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienst-

leistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das Erfordernis 

einer Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes 

gemäß Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hinblick auf 

die Vermeidung einer Überkompensation gilt Nr. 4.3.4; die Umsetzung ist im  

Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu gewährleisten. 

 

4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleistet: 

 

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 des Anhangs der  

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.  

 

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der  

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gilt Nr. 4.3.4. 

 

4.3.4  Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer 

Überkompensation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

führen. Die Vermeidung einer Überkompensation wird unter Beachtung der  

Vorgaben von Nr. 6 des Anhangs in Bezug auf den angemessenen Gewinn wie 

folgt gewährleistet: Die Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzuführen. 

Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung 

des Deutschlandtickets nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der 

ein angemessener Gewinn von fünf Prozent vom Umsatz für die zugrunde  

liegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Ein höherer Gewinn kann im Einzelfall als 

angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem europaweit 

bekanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren Bietern vergeben wurde und 

das Verkehrsunternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags, ohne Betrachtung der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 

2022, eine höhere Umsatzrendite mit den zugrunde liegenden Verkehrsdiensten 

erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die für die Beurteilung erforderlichen 

Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur Verfügung und ermöglicht so die 

Überprüfung des Vorliegens einer Überkompensation. Bei der Ermittlung des  

angemessenen Gewinns in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten nur 

maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, die sich aus dem öffentlichen  

Dienstleistungsauftrag ergibt. Bei Bedarf können restriktivere Regelungen für den 

Einzelfall getroffen werden. Änderungen beim Angebot und Angebots- 

unterbrechungen sind entsprechend Nr. 4.1 angemessen zu berücksichtigen. Die 

Berechnung einschließlich der Datengrundlagen müssen einer Überprüfung durch 

den Landkreis Bad Kissingen als Aufgabenträger oder dessen Beauftragten  

zugänglich gemacht werden (vgl. Nr. 5.8). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen 

Überkompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die  

Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im  

Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket 

entsprechend Nr. 4.3.1 differenziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und 

eigenwirtschaftlichen Verkehren zum 31. Januar 2026 vorzulegen. Als Ergebnis 

der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe 

dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuweisen. 

Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf jeden bestehenden öffentlichen 

Dienstleistungsauftrag oder jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem  

Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu bestätigen; betreibt das Verkehrs- 

unternehmen im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift mehrere  

eigenwirtschaftliche Verkehre können die Nachweise gesamthaft hierfür erbracht 

werden. Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, 
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hat das Verkehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag zur Vermeidung 

einer unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompen-

sation zurückzuzahlen.  

 

5. Darlegungs- und Nachweispflichten 

 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für  

sämtliche in dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und  

Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, 

sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen  

Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.  

 

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats für 

den Vormonat alle selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmen erfolgten  

Verkäufe des Deutschlandtickets einschließlich der Verkäufe des ermäßigten 

Deutschlandtickets, wobei hier der nicht ermäßigte Kaufpreis anzusetzen ist,  

unmittelbar an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstelle 

zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die selbst oder im  

Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe der übrigen Fahrausweise 

bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr. 5.3 der  

Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunter-

nehmen werden verpflichtet, die vorläufigen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher 

Fortschreibung gemäß Richtlinien Bayern 2024 an die in Nr. 5.3 der Richtlinien 

Bayern 2024 benannte Clearingstellte einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 

2024 bis zum 20. Februar 2024 zu melden. Die Meldung muss den technischen 

Voraussetzungen entsprechen, die von der in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 

benannten Clearingstelle vorgegeben werden (https://infoportal.mobil.nrw/koor-

dinierungsrat.html). Der Landkreis Bad Kissingen erhält eine Abschrift der  

Meldung. Zusätzlich sind die Verkehrsunternehmen verpflichtet, die Meldungen an 

die benannte Clearingstelle parallel auch in das DTBY-Portal einzustellen. Die  

Meldung kann auch über einen von ihnen beauftragten Dritten (Dienstleister) bzw. 

die zuständige Tariforganisation (Verbund, etc.) analog der Meldung an die  

benannte Clearingstelle erfolgen. Meldungen betreffend das Jahr 2024, die vor 

dem 1. Mai 2024 an die oben genannte Clearingstelle gesandt wurden, sind bis 

zum 15. Juli 2024 in das DTBY-Portal nachzutragen. Soweit Dritte Deutschland-

tickets verkaufen, obliegt die Meldung nach Satz 1 diesen Dritten. Dies gilt auch, 

wenn die Erlöse aus diesen Verkäufen dem Verkehrsunternehmen im Zuge eines 

Einnahmenaufteilungsverfahren zugeschieden werden. 

 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreises Bad Kissingen beim Freistaat Bayern 

am 30. September 2024 sind von den Verkehrsunternehmen bis zum  

14. August 2024 vorzulegen: 

 

- Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichs- 

leistungen entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen 

und Berechnungsmethode;  

 

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen entsprechend den im 

DTBY Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode sowie 

weitere begründete Unterlagen; sofern entsprechende Daten von der Verbund-

organisation nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden, hat das Verkehrs-

unternehmen entsprechende Prognosen und begründende Daten selbst  

vorzulegen; 

 

- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets entsprechend den im 

DTBY Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese 

sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten 
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(Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entspre-

chend getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne  

(solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen diese Prognosen 

von den Verbundorganisationen erstellt werden; 

 

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das Ermäßigungsticket  

entsprechend den im DTBY Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und  

Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie 

den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die 

Studierenden sind entsprechend getrennt nach den einzelnen solidarischen  

Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo  

möglich, sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden. 

 

5.4 Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 

31. März 2025 die nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise: 

 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind  

monatsscharf getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren  

Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den 

Studierenden sind getrennt nach den vorhandenen einzelnen Hochschulen mit  

(solidarischen) Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket  

darzustellen; 

 

Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und Berechnungen 

offenzulegen.  

 

5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2026 die nachfolgend  

aufgeführten Daten und Nachweise. Auf Anforderung sind die zugrunde- 

liegenden Daten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die  

Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das endgültige Ergebnis der 

jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch zum  

31. Januar 2026 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfüg-

bare Stand der Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen Monat)  

zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum 

Nachreichen von Testaten nicht statt. 

 

5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2019 sind die  

nachfolgenden Daten und Nachweise vorzulegen: 

 

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, 

Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarife), in dem das Verkehrsunter- 

nehmen tätig ist; 

 

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahr- 

ausweise und Erlöse differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe  

sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der Betriebs- 

leistungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2019 in Soll- 

Fahrplan-Kilometern; 

 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufgeteilten Einnahmen im  

Kalenderjahr 2019 und die Einnahmenaufteilung sowohl für die hochgerechneten 

als auch für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; hinzuzufügen sind auch  

betragsmäßige Erlösminderungen aus Vertriebsprovisionen. 

 

5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2024 bis 

Dezember 2024 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind  

vorzulegen: 

 



 

12 
 

 

- für die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden Kartenarten und Preisstufen 

die jeweilige Höhe des Tarifs;  

 

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen 

oder es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt: die mittels der 

aus der Berechnung nach Nr. 4.3.1.1 Satz 1 der Richtlinien Bayern 2024  

abgeleiteten durchschnittlichen prozentualen Tarifanpassung hochgerechneten 

Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs; 

 

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2025; 

 

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug- 

Kilometern im Kalenderjahr 2024 und das Verhältnis zum Referenzzeitraum des 

Kalenderjahres 2019.  

 

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf 

das Kalenderjahr 2024 vorzulegen: 

 

- die ermittelten anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate  

Januar 2024 bis Dezember 2024; 

 

- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung; 

auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 

 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchführung der 

Einnahmenaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder 

anerkennt; auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 

 

- Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur Einnahmenauf- 

teilung bei Gemeinschaftstarifen einschließlich der Zuordnung zum jeweils für den 

öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder den eigenwirtschaftlichen Verkehr  

maßgeblichen Zuständigkeitsgebiet für die Monate Januar 2024 bis Dezember 

2024; sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vorläufige 

Bescheinigung des jeweiligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung  

beizubringen; der Nachweis ist in diesem Fall schnellstmöglich nachzureichen; 

 

- soweit Nr. 4.3.1.1 Satz 6 der Richtlinien Bayern 2024 (Tarifdeckel) Anwendung 

findet, ist eine transparente Überleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen 

vorzulegen; 

 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind  

monatsscharf getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren  

Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den 

Studierenden sind getrennt nach den einzelnen Hochschulen mit (solidarischen) 

Semestertickets und ohne Semesterticket darzustellen; 

 

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschland-

tickets entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Richtlinien 

Bayern 2024 ausgeglichen werden; 

 

- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahl- 

ungen auf Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX; 

 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen  

Vorschriften; 
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- Nachweise über positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in 

Bezug auf Vertriebsprovisionen, die sich aus der Anerkennung des Deutschland-

tickets für die Monate Januar 2024 bis Dezember 2024 ergeben; 

 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen Erlös- 

minderungen aus Vertriebsprovisionen oder Einsparungen von Vertriebs- 

provisionen. 

 

5.5.4 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf 

die gesamte Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder die gesamte 

Laufzeit der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zugrunde liegenden Linien- 

genehmigungen vorzulegen:  

 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife 

und Tickets (kassentechnische Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalender-

monaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife 

und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen  

anwendet; 

 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten  

Fahrgelderlöse differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und 

Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die 

Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich sind 

bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die  

endgültigen Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der  

Einnahmenaufteilungen; 

 

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und 

Tarifsorte) und Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und 

Personenkilometern), soweit diese Daten im Rahmen der jeweiligen Einnahmen-

aufteilung zu Grunde gelegt werden; 

 

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Minder-

einnahmen) einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind 

von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets und 

den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass 

ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist; 

 

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Nr. 4.3.4 einschließ-

lich Bestätigung der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift  

geregelten Anforderungen sowie der korrekten Ermittlung und sachlichen  

Richtigkeit der Daten; 

 

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten. 

 

5.6 Das Landratsamt Bad Kissingen als Aufgabenträger kann vom Verkehrsunter- 

nehmen die Vorlage weiterer Angaben und Nachweise verlangen, soweit dies zur 

Erfüllung der Nachweispflichten nach den Richtlinien Bayern 2024 oder  

insbesondere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU- 

Kommission oder des Obersten Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter 

Nrn. 5.2 bis 5.5 genannten sowie darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten 

Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Ausgleichs- 

leistung für das jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise versagt werden. 

Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

 

5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen  

Verkehren unter Beachtung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils 

geltenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der dortigen  
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Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in der Umsetzungs- 

vereinbarung ergänzende Regelungen zur Darlegungs- und Nachweisführung  

getroffen werden. Im Einzelfall können bei Bedarf Abweichungen oder  

Konkretisierungen zu den im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten 

Nachweispflichten geregelt werden. 

 

5.8 Der Landkreis Bad Kissingen kann die von dem Verkehrsunternehmen nach  

Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise,  

Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm  

bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das  

Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in 

die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

 

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie 

ggf. personenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben 

beachtet. Sofern die jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket diesbezüglich 

weitergehende Vorgaben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf  

werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen 

und dem Landkreis Bad Kissingen getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die  

Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür 

geltenden Fristen. 

 

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

 

6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der 

Umsetzvereinbarung nichts Abweichendes geregelt wird, gewährt die zuständige 

Behörde dem Verkehrsunternehmen auf Antrag Abschlagszahlungen gemäß  

Nr. 6.2 und Nr. 6.3. 

 

6.2 Die Verkehrsunternehmen erhalten für die Monate Januar 2024 bis April 2024 auf 

Antrag eine erste Abschlagszahlung in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr 2023 

vorläufig gewährten Ausgleichsleistungen. Der Antrag auf die erste Abschlags- 

zahlung war bereits bis zum 19. Februar 2024 über das DTBY-Portal zu stellen. 

Für die Monate Mai bis August 2024 erhalten die Verkehrsunternehmen auf Antrag 

eine zweite Abschlagszahlung entsprechend dem für den Zeitraum Mai bis August 

2024 gemäß den Vorgaben des DTBY-Portals prognostizierten Ausgleichsbedarf 

für das Jahr 2024. Der Antrag auf zweite Abschlagszahlung ist bis zum  

15. April 2024 über das DTBY-Portal an den Aufgabenträger zu stellen. Eine dritte 

Abschlagszahlung für die Monate September bis Dezember 2024 wird auf Antrag 

entsprechend dem voraussichtlichen Bedarf gewährt. Der Antrag ist bis zum  

15. Juli 2024 über das DTBY-Portal an den Aufgabenträger zu stellen. Die  

Vorgaben zur konkreten Ermittlung des voraussichtlichen Bedarfs und die konkrete 

Abwicklung der dritten Abschlagszahlung richten sich nach den entsprechenden, 

durch das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr festzulegenden  

Vorgaben im DTBY-Portal. Der Betreiber des DTBY-Portals ist als datenschutz-

rechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, 

soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  

 

6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.2 gewährt der Landkreis Bad 

Kissingen Abschlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen für die Minderein- 

nahmen aus dem Ermäßigungsticket wie folgt: Jeweils zum 15. des auf die  

Gültigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets folgenden Monats können Abschlags-

zahlungen über das DTBY-Portal beantragt werden. Hierzu ist dort die Anzahl der 

jeweils ausgegebenen, gültigen Ermäßigungstickets zu melden. Die Höhe der Ab-

schlagszahlung beträgt je gemeldeten verkauften Ermäßigungsticket 20,00 Euro. 

Das Verkehrsunternehmen kann sich zu der Antragsstellung auch eines Dienst-

leisters bedienen. Der Betreiber des DTBY-Portals ist als datenschutzrechtlich  
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Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit 

dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  

 

6.4 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser  

allgemeinen Vorschrift erfolgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen 

nach den Nrn. 6.2 und 6.3. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen 

beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen und zum Umgang mit  

Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrechnung) einschließlich etwaiger  

Verzinsungen.  

 

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

 

7.1 Der Landkreis Bad Kissingen ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen  

Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß  

Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher 

Dienstleistungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Maßgabe  

dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grundlage 

des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft 

zusammen mit den Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungs- 

auftrags im Rahmen des Berichts nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG)  

Nr. 1370/2007 dargestellt.  

 

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach  

Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist,  

können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, 

auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrs-

unternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift  

gewährt wird, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheim- 

haltung der von ihnen gemachten Angaben berufen. 

 

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

 

8.1 Diese allgemeine Vorschrift tritt gemäß Artikel 41 Absatz 4 Satz 4 in Verbindung 

mit Artikel 43 Absatz 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz am 1. Mai 2024 

in Kraft. Mit Inkrafttreten der hiesigen allgemeinen Vorschrift wird die bisherige 

allgemeine Vorschrift des Landratsamtes Bad Kissingen vom 13.12.2023  

(Amtsblatt Nr. 26 vom 22.12.2023) abgelöst und tritt außer Kraft. Die Abwicklung 

des Verfahrens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 

2024 erfolgt somit gesamthaft und vollständig über die hiesige allgemeine  

Vorschrift.  

 

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2024 außer Kraft. Die  

Abwicklung des Verfahrens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das 

Kalenderjahr 2024 wird auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den 

Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere Erfüllung 

sämtlicher Nachweispflichten durch die Verkehrsunternehmen und Durchführung 

der Schlussabrechnung). Die allgemeine Vorschrift kann durch Änderungs- 

Allgemeinverfügung verlängert, geändert oder aufgehoben werden. Die  

allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur Anerkennung des 

Deutschlandtickets kann insbesondere dann außer Kraft gesetzt werden, wenn 

keine ausreichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr sichergestellt ist, 

um die auf Basis der Allgemeinverfügung bestehenden Ausgleichsansprüche  

vollumfänglich zu befriedigen.  

 

  



 

16 
 

 

Anlagen 

 

Auf den Abdruck der in der Allgemeinverfügung genannten Anlagen 1-3 nebst Anhang 

wird aus Gründen der Übersichtlichkeit und Ressourcenschonung verzichtet. Im  

Bedarfsfall werden diese vom Landratsamt Bad Kissingen, Sachgebiet 13, zur  

Verfügung gestellt. Sie sind gleichwohl Bestandteil dieser Allgemeinverfügung. 

 

Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschland- 

ticket für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende  

(Ermäßigungsticket) für das Jahr 2024 nebst Anhang 

 

Anlage 2 Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich 

nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im  

Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 im Freistaat 

Bayern (Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2024) vom  

22. Januar 2024  

 

Anlage 3 Verfahren der Ermittlung der Höhe des bestandssichernden Betrages je 

Verkehrsunternehmen und Aufteilung auf den jeweiligen Aufgabenträger 

in Nachfolge des Ausgleichs nach § 45a des Personenbeförderungs- 

gesetzes 

 

Begründung: 

 

Der Freistaat Bayern hat sich gemeinsam mit den anderen Ländern und dem Bund zur 

Fortführung des Deutschlandtickets zunächst bis zum 31. Dezember 2024 geeinigt.  

 

Für eine rechtskonforme Ausreichung der Finanzmittel durch die Aufgabenträger des 

SPNV und des allgemeinen ÖPNV im Freistaat Bayern an die Verkehrsunternehmen 

bedarf es entsprechender Regelungen im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge 

oder allgemeiner Vorschriften im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Vor  

diesem Hintergrund erlässt der Landkreis Bad Kissingen in seiner Funktion als  

Aufgabenträger für den allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr gemäß  

Artikel 8 Absatz 1 Satz 1 BayÖPNVG und als gemäß Artikel 8 Absatz 2 BayÖPNVG  

zuständige Behörde im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in ihrem sachlichen 

und geografischen Zuständigkeitsgebiet auf Grundlage von Artikel 3 Absatz 2 in  

Verbindung mit Artikel 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 eine  

allgemeine Vorschrift in der Form einer Allgemeinverfügung über die Festsetzung des 

Deutschlandtickets als Höchsttarif. Die Allgemeinverfügung regelt mit dem Ziel einer 

im Gebiet des Landkreises Bad Kissingen flächendeckenden und einheitlichen  

Umsetzung des Deutschlandtickets spezifisch die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 

zur Anerkennung des Deutschlandtickets als Höchsttarif und enthält korrespondierend 

hierzu die Regelungen zur Ermittlung der Ausgleichsleistungen für die Tarifanerken-

nungspflicht. Die Aufgabenträger des NVM haben abgestimmt, im Grundsatz jeweils 

gleichlautende allgemeine Vorschriften zur Festsetzung des Deutschlandtickets als 

Höchsttarif im allgemeinen ÖPNV zu erlassen, um einheitliche Vorgaben innerhalb des 

NVM einschließlich der Gebiete der vorgesehenen Verbundraumerweiterung zu  

gewährleisten. 

 

Die Allgemeinverfügung setzt die Vorgaben des Rechts der Europäischen Union nach 

Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 durch transparente und diskriminie-

rungsfreie Ausreichung der Mittel an die Verkehrsunternehmen um. Die Ausgleichs-

leistungen sind auf den finanziellen Nettoeffekt aus der gemeinwirtschaftlichen  

Verpflichtung zur Anerkennung des Deutschlandtickets beschränkt. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 

bei dem örtlich zuständigen Bayerischen Verwaltungsgericht erhoben werden. Örtlich 

zuständig ist das Bayerische Verwaltungsgericht, in dessen Bezirk der Klagende seinen 

Sitz oder Wohnsitz hat. Für Klagende aus dem Regierungsbezirk Unterfranken ist dies 

das Verwaltungsgericht Würzburg in 97082 Würzburg, Burkarderstr. 26. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 

einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 

Wirkungen. 

Ab 1. Januar 2022 muss der in § 55d VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung) genannte 

Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

 

Bad Kissingen, 16.04.2024 

für den Landkreis Bad Kissingen 

Landratsamt Bad Kissingen  

gez. 

Thomas Bold, Landrat  
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Übungen der Bundeswehr 

 

Übungen der Bundeswehr finden am 

 

a) 07.-28.05.2024 

b) 06.-19.05.2024 

c) 15.-22.05.2024 

d) 20.-22.05.2024 

e) 21.-23.05.2024 

 

unter der Bezeichnung 

 

a) Geländebegehung 

b) Orientierungsmarsch 

c) Marsch auf KFZ 

d) Marschübung und Leben unter erschwerten Bedingungen 

e) Zugführerlehrgang Inf Marschausbildung und beziehen von Räumen 

 

im Übungsraum 
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a) Landkreise Haßberge, Schweinfurt, Rhön-Grabfeld u. Bad Kissingen 
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b) Landkreis Bad Kissingen 
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c) Landkreise Bad Kissingen, Schweinfurt  
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d) Landkreis Bad Kissingen 
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e) Landkreise Bad Kissingen, Main-Spessart, Schweinfurt u. Würzburg 

 

 
 

 

Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen der übenden Truppen 

fernzuhalten. Auf die Gefahren, die von liegengebliebenen Sprengmitteln, Fund- 

munition und dergleichen ausgehen, wird besonders hingewiesen. Das Sammeln, der 

Erwerb, der Besitz und der Verkauf dieser Gegenstände sind verboten und können nach 

den Vorschriften des Strafgesetzbuches als Unterschlagung, Diebstahl oder Hehlerei 

sowie nach den waffen- und sprengstoffrechtlichen Bestimmungen geahndet werden. 

 

Schäden, die von Einheiten der Bundeswehr verursacht wurden, sind bei der  

zuständigen Gemeinde- bzw. Stadtverwaltung schriftlich anzumelden, sofern diese 

nicht bereits durch einen Flurschadenoffizier oder vom Schadentrupp der Einheiten 

beseitigt worden sind. 

 

Die gemeindlichen Verwaltungseinheiten werden gebeten, diese Übung(en) ortsüblich  

bekanntzumachen sowie die Jagdausübungsberechtigten hierauf hinzuweisen. 

 

 

 

Landratsamt Bad Kissingen 

Thomas Bold, Landrat 
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B) Veröffentlichungen der Gemeinden 
 

Verwaltungsgemeinschaft Bad Brückenau 

 

89 

 

Bekanntmachung der Verwaltungsgemeinschaft Bad Brückenau 

für den Markt Geroda;  

Haushaltssatzung des Marktes Geroda  

für das Haushaltsjahr 2024 

 

I. 

 

Nachstehend wird die vom Marktgemeinderat Geroda am 06.03.2024 beschlossene  

Haushaltssatzung für 2024, die keine genehmigungspflichtigen Teile enthält, amtlich  

bekannt gemacht. 

 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt vom Tag der amtlichen Bekanntmachung 

im Amtsblatt bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der 

Verwaltungsgemeinschaft Bad Brückenau, Sinnaustr.14 a, Zimmer 21 oder 22, in  

97769 Bad Brückenau während der allgemeinen Dienstzeit zur Einsichtnahme öffentlich 

auf (Art. 65 Abs. 3 GO). 

 

II. 

 

Haushaltssatzung des Marktes Geroda 

für das Haushaltsjahr 2024 

 

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Markt Geroda folgende 

Haushaltssatzung: 

 

§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit  

festgesetzt; er schließt 

 

im Verwaltungshaushalt 

in Einnahmen und Ausgaben mit  1.769.500,00 Euro 

 

und 

 

im Vermögenshaushalt 

in Einnahmen und Ausgaben mit 1.180.100,00 Euro 

 

ab. 

 

§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsförderungs- 

maßnahmen wird auf 0,00 Euro festgesetzt. 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
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§ 4 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt  

festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer 

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 350 v. H. 

b) für die Grundstücke (B) 330 v. H. 

2. Gewerbesteuer 380 v. H. 

 

§ 5 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan wird auf 294.000,00 Euro festgesetzt (Höchstens 1/6 der im Verwaltungs-

haushalt veranschlagten Einnahmen Art. 73 Abs. 2 GO.) 

 

§ 6 

 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 

§ 7 

 

Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

 

Bad Brückenau, 05.04.2024 

Markt Geroda 

gez. 

Alexander Schneider, Erster Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Verwaltungsgemeinschaft Bad Brückenau  

für den Markt Geroda;  

Aufstellung des Bebauungsplanes  

„Rhönstraße Platz“ des Marktes Geroda, Marktgemeindeteil Platz;  

 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses  

gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 

Der Marktgemeinderat des Marktes Geroda hat mit Beschluss vom 06.03.2024 den vorha-

benbezogenen Bebauungsplan „Rhönstraße Platz“ für das Gebiet in Bereich der  

Rhönstraße, OT Platz als Satzung beschlossen.  

Der Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit 

dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Rhönstraße Platz“ in 

Kraft. 

 

Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begründung und den weiteren Unterlagen, 

wie die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, die in dem Bebauungs-

plan berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den 

geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, 

bei der Verwaltungsgemeinschaft Bad Brückenau, Sinnaustr. 14 a, 97769 Bad  

Brückenau, Zimmer Nr. 11, während der allgemeinen Dienststunden  

 

  Montag bis Freitag   8:00 - 12:00 Uhr 

  Donnerstag 14:00 - 17:30 Uhr 
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und nach Vereinbarung einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Ergänzend wird gemäß § 10a Abs. 2 BauGB der Bebauungsplan mit der Begründung zur 

Einsicht auf der Homepage der VGem Bad Brückenau unter https://www.vgem-bad-

brueckenau.de/markt-geroda/bauleitplanung/index.html ins Internet eingestellt. 

 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215  

Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.  

 

Unbeachtlich werden demnach  

 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-

plans, 

 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und,  

 

4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich 

gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die  

Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die  

Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach  

erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene  

Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 

in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches  

herbeigeführt wird. 

 

 

Geroda, 15.04.2024 

Markt Geroda 

gez.  

Alexander Schneider, Erster Bürgermeister 

 

 

Verwaltungsgemeinschaft Maßbach 
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Bekanntmachung der Verwaltungsgemeinschaft Maßbach  

für die Gemeinde Thundorf und den Markt Maßbach  

im Wege der Amtshilfe für das Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken; 

Flurneuordnung und Dorferneuerung Sulzdorf 6  

Markt Stadtlauringen, Landkreis Schweinfurt;  

Neuwahl der ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder und ihrer Stellvertreter  

(§ 21 Abs. 3 des Flurbereinigungsgesetzes - FlurbG -,  

Art. 4 Abs. 3 Satz 1, 2 und 5 Abs. 4 Satz 1  

des Gesetzes zur Ausführung des Flurbereinigungsgesetzes - AGFlurbG -);  

 

Bekanntmachung und Ladung 

 

Die Eigentümer der zum Verfahrensgebiet Sulzdorf 6 gehörenden Grundstücke und die 

ihnen gleichstehenden Erbbauberechtigten werden hiermit zur Teilnehmerversammlung 

geladen.  

https://www.vgem-bad-brueckenau.de/markt-geroda/bauleitplanung/index.html
https://www.vgem-bad-brueckenau.de/markt-geroda/bauleitplanung/index.html
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Diese findet unter der Leitung des Amtes für Ländliche Entwicklung Unterfranken statt am: 

 

Dienstag, 14.05.2024, um 18:30 Uhr, 

Ort: Dorfgemeinschaftshaus Sulzdorf, Liborius-Wagner-Platz 3a, 

97488 Stadtlauringen. 

 

Tagesordnung 

1. Erläuterung der Aufgaben des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft und des 

Wahlverfahrens 

2. Neuwahl ehrenamtlicher Vorstandsmitglieder und ihrer Stellvertreter 

3. Vorstellung der laufenden Maßnahmen 

4. Allgemeine Aussprache 

 

Der Vorstand führt die Geschäfte der Teilnehmergemeinschaft. Er soll das volle Vertrauen 

der Teilnehmer am Verfahren besitzen. Wünschenswert ist deshalb, dass sich möglichst 

viele Teilnehmer an der Neuwahl des Vorstandes beteiligen. 

 

Das Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken hat die Zahl der zu wählenden Mitglieder 

des Vorstandes und deren Stellvertreter auf je 6 festgesetzt. 

 

Jeder stimmberechtigte Teilnehmer oder Bevollmächtigte kann somit als Mitglied und  

Stellvertreter insgesamt 12 Personen wählen. Sie werden auf die Dauer von sechs Jahren 

gewählt; eine Wiederwahl ist zulässig. 

 

Wahlberechtigt sind nur Teilnehmer. Die Teilnehmer sind die Eigentümer der zum Verfah-

rensgebiet gehörenden Grundstücke. Erbbauberechtigte stehen den Eigentümern gleich 

(§ 10 Nr. 1 FlurbG). Jeder Teilnehmer hat eine Stimme. Gemeinschaftliche Eigentümer 

gelten als ein Teilnehmer. Gemeinschaftliche Eigentümer sind nur stimmberechtigt, wenn 

von allen abwesenden Miteigentümern eine schriftliche Vollmacht vorliegt. Wenn Ehepart-

ner gemeinschaftliches Eigentum haben, brauchen diese ebenfalls eine schriftliche  

Vollmacht des abwesenden Ehepartners. Einigen sich gemeinschaftliche Eigentümer nicht 

über die Stimmabgabe, so müssen sie von der Wahl ausgeschlossen werden. 

 

Die Vertretung durch Bevollmächtigte ist zulässig. Bevollmächtigte haben in der Versamm-

lung eine schriftliche Vollmacht vorzulegen. Zu beachten ist jedoch, dass nach § 21 Abs. 3 

FlurbG im Wahltermin jeder Teilnehmer oder Bevollmächtigte nur eine Stimme hat, auch 

wenn er mehrere Teilnehmer vertritt. Teilnehmer, die nicht selbst in der Wahlversammlung 

anwesend sein können, werden daher zweckmäßig eine Person bevollmächtigen, die nicht 

selbst als Teilnehmer stimmberechtigt ist. 

 

Die zu wählenden Mitglieder des Vorstandes und ihre Stellvertreter werden von den im 

Wahltermin anwesenden Teilnehmern oder Bevollmächtigten gewählt. Gewählt sind  

diejenigen, die die meisten Stimmen erhalten. 

 

 

Würzburg, 09.04.2024     

Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken 

gez. 

Sonja Ludwig 

 

 

Thundorf, 12.04.2024    Maßbach, 12.04.2024 

Gemeinde Thundorf     Markt Maßbach 

gez.       gez. 

Judith Dekant, Erste Bürgermeisterin  Matthias Klement, Erster Bürgermeister 
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Jagdverpachtung 

 

In Bad Kissingen, Stadtteil Winkels wird zum neuen Jagdjahr (ab 01.04.2025) die  

Gemeinschaftsjagd Winkels und die Eigenjagd der Stadt zusammen auf 9 Jahre neu  

verpachtet. 

 

Die Gesamtfläche der Gemeinschaftsjagd Winkels beläuft sich auf ca. 130 ha. und die 

Eigenjagd der Stadt auf ca. 147 ha. Es handelt sich um ein Feld-, Waldrevier.  

Vorkommende Wildarten sind Niederwild insb. Rehwild. 

 

Die Jagdpachtbedingungen (Revierbeschreibung, Lageplan, Vergabebedingungen)  

können beim Jagdvorstand Wolfgang Lutz, Steigerwaldstr. 8, 97688 Bad Kissingen  

(Tel. 0971/62152 oder wolfgang@druckereilutz.de) angefordert oder eingesehen werden. 

 

Die schriftlichen Angebote müssen den Nachweis der Pachtfähigkeit, den jährlichen  

Pachtpreis und die Zustimmung zur Wildschadensregulierung enthalten. Die Vergabe  

erfolgt als freihändige Vergabe.  

 

Angebote sind in einem verschlossenen Umschlag mit der Aufschrift „ANGEBOT Jagdpacht 

Bad Kissingen/Winkels“ bis Freitag, 17. Mai 2024, 10:00 Uhr zu richten an: 

Wolfgang Lutz, Jagdvorsteher, Steigerwaldstr.8, 97688 Bad Kissingen 

 

 

Bad Kissingen, 15.04.2024 Bad Kissingen, 15.04.2024 

Stadt Bad Kissingen für das EJR   Für das GJR 

gez.       gez. 

Dr. Dirk Vogel, Oberbürgermeister   Wolfgang Lutz, Jagdvorsteher 
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Vollzug des Haushaltswesens;  

Bericht 2022 gem. Art. 94 Abs. 3 GO über die  

Beteiligungen der Stadt Hammelburg  

an Unternehmen in Privatrechtsform 

 

Der Stadtrat der Stadt Hammelburg hat in seiner Sitzung am 08.04.2024 folgenden 

Beschluss gefasst: 

 

Der Stadtrat der Stadt Hammelburg hat gem. Art. 94 Abs. 3 Satz 4 GO von dem  

Beteiligungsbericht 2022 über die Beteiligung der Stadt Hammelburg an Unternehmen 

in Privatrechtsform Kenntnis genommen. 

Der Beteiligungsbericht 2022 ist gem. Art. 94 Abs. 3 Satz 5 GO zu jedermanns Einsicht 

öffentlich auszulegen. 

 

Beteiligungsbericht 2022 

 

1. Der Bericht 2022 über die Beteiligung der Stadt Hammelburg an Unternehmen 

in Privatrechtsform gem. Art. 94 Abs. 3 GO kann ab sofort von jedermann  

eingesehen werden.  

mailto:wolfgang@druckereilutz.de
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2. Der Bericht gem. Art. 94 Abs. 3 GO liegt während der allgemeinen Öffnungszei-

ten der Stadtverwaltung im Zimmer 2.9 im Verwaltungsgebäude II,  

Frobeniusstr. 2, zur Einsichtnahme aus. 

 

 

Hammelburg, 17.04.2024 

Stadt Hammelburg 

gez. 

Armin Warmuth,  Erster Bürgermeister 

 

 

C) Sonstige Veröffentlichungen 
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Haushaltssatzung des  

Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung Obere Lauer  

für das Haushaltsjahr 2024 

 

Nachstehend wird die von der Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes Obere 

Lauer am 13.03.2024 beschlossene Haushaltssatzung für 2024, die keine genehmigungs-

pflichtigen Teile enthält, amtlich bekannt gemacht. 

 

Der Haushaltsplan für 2024 liegt vom Tage dieser Veröffentlichung an bis zur nächsten 

amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle der  

Verwaltungsgemeinschaft Maßbach während der allgemeinen Dienstzeiten zur öffentlichen 

Einsicht aus. 

 

Haushaltssatzung 

des Zweckverbandes 

zur Abwasserbeseitigung Obere Lauer 

für das Haushaltsjahr 2024 

 

Mitglieder des Verbandes sind: 

Markt Maßbach 

Markt Stadtlauringen 

Stadt Münnerstadt 

Gemeinde Thundorf i. UFr. 

Gemeinde Üchtelhausen 

Gemeinde Sulzfeld 

 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung Obere Lauer, Landkreis 

Bad Kissingen, für das Haushaltsjahr 2024 

 

Aufgrund der §§ 18 ff. der Verbandssatzung und Art. 41 und 42 des Gesetzes über die 

kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeord-

nung (GO) erlassen wir folgende Haushaltssatzung: 

 

§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit  

festgesetzt; er schließt im 
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Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 987.300,00 Euro 

 

und im 

 

Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 704.920,00 Euro 

 

ab. 

§ 2 

 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt werden nicht  

aufgenommen.  

 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 

§ 4 

 

Betriebskostenumlage: 

 

Der durch Gebühren und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf zur Finanzierung von 

Ausgaben im Verwaltungshaushalt (Umlagesoll) wird auf 790.380,00 Euro festgesetzt 

und auf die Verbandsmitglieder umgelegt. 

 

Der Umlageschlüssel ergibt sich aus Art. 43 KommZG i. V. m. § 20 Abs. 6 der Verbands-

satzung. 

 

Investitionsumlage: 

 

Der durch Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf zur Finanzierung von 

Ausgaben im Vermögenshaushalt (Umlagesoll) wird auf 480.610,00 Euro festgesetzt und 

auf die Verbandsmitglieder umgelegt. 

 

Der Umlageschlüssel ergibt sich aus Art. 43 KommZG i. V. m. § 20 Abs. 4 der Verbands-

satzung.  

 

§ 5 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan wird auf 150.000,00 Euro festgesetzt. 

 

§ 6 

 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 

§ 7 

 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

 

Maßbach, 17.04.2024 

Abwasserzweckverband Obere Lauer 

gez. 

Matthias Klement, Verbandsvorsitzender 
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Landratsamt Bad Kissingen 

Thomas Bold, Landrat 
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